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Vorwürfe gegen Sonntag
vom Tisch
Der Kabarettist
Christoph Sonn-
tag ist rehabili-
tiert: Die Staats-
anwaltschaft
Stuttgart stellte
das Ermittlungs-
verfahrenwegen
des Verdachts
des Besitzes kinderpornografi-
scher Schriften ein. Es beste-
he kein Tatverdacht, sagte eine
Sprecherin. Bei der Auswertung
vonDatenträgern seien kei-
ne kinder- und jugendporno-
grafischen Schriften festgestellt
worden. ImMai war es bei dem
Künstler zu einer Hausdurch-
suchung gekommen. Er hat-
te den Vorwurf von Anfang an
zurückgewiesen und ihn selbst
öffentlich gemacht. Bereits im
September hatten die Ermitt-
ler die Akten in einer Affäre um
Fördermittel für den Kabaret-
tisten geschlossen. (dpa)

SCHLACHTHOF-SKANDAL

Landratsamt trennt sich
von Kontrolleuren
Nach dem Skandal ummut-
maßliche Tierschutzverstöße in
einem Schlachthof in Gärtrin-
genwill sich das Landratsamt
Böblingen von den dort ein-
gesetzten amtlichen Kontrol-
leuren trennen. Es handle sich
um zwei amtliche Tierärzte
und zwei Assistenten, sagte ein
Sprecher des Landratsamts auf
Anfrage. Landrat Roland Bern-
hard erklärte, Verfehlungen
seien zwarmenschlich, dürften
aber im sensiblen Bereich des
Tierschutzes „nicht toleriert“
werden. (dpa)

FREIBURG

Briefe an die Menschen
in 100 Jahren
Ein ungewöhnliches Pro-
jekt hat sich die Stadt Frei-
burg ausgedacht. Anlässlich
des 900-jährigen Bestehens der
südbadischen Stadt sollen die
Einwohner einen Brief anMen-
schen schreiben, die in 100 Jah-
ren leben, teilte die Stadtmit.
Bis zur 1000-Jahr-Feier im Jahr
2120 sollen die Briefe ungeöff-
net, versiegelt und verschlossen
vom Stadtarchiv aufbewahrt
werden. (epd)

UMWELTMINISTERIUM

Einfachere Vorgaben zum
Schutz vor Wölfen
Das baden-württembergische
Umweltministerium ändert
die Vorgaben für die Halter von
Ziegen und Schafen, die ihre
Herden gezielt vorWolfsangrif-
fen schützen. Im Schwarzwald
werde es einfacher, für einen
wolfsabweisendenGrund-
schutz zu sorgen, teilte Um-
weltminister Franz Untersteller
(Grüne)mit. Dieser ist notwen-
dig, wenn der Tierhalter Ent-
schädigung für vomWolf getö-
tete Tiere habenwill. (dpa)

Hunderttausende Bürger von Ausgangsbeschränkungen betroffen

Mannheim/Lörrach (dpa) In den Co-
rona-Hotspots im Südwesten dürfen
die Bürger künftig nachts nur nochmit
triftigen Gründen das Haus verlassen.
Die baden-württembergische Landes-
regierung einigte sich auf nächtliche
Ausgangsbeschränkungen in Kreisen
mit mehr als 200 Neuinfektionen pro
100 000 Einwohner binnen einer Wo-
che, wie das Staatsministerium mit-
teilte.
Dies ist derzeit in Mannheim, Pforz-

heim, Heilbronn und in den Landkrei-
sen Tuttlingen, Schwarzwald-Baar-
Kreis und Lörrach der Fall. Mehr als

eine Million Baden-Württemberger le-
ben in diesen Hotspots. Die Details der
Ausgangsbeschränkung will das So-
zialministerium in einemErlass regeln.
Ausnahmen gelten etwa für medizini-
scheNotfälle oder aus Arbeitsgründen.
NächsteWoche sollendie neuenRegeln
in Kraft treten, sagte ein Regierungs-
sprecher. Im Erlass sollen auch weitere
Einschränkungen in den Hotspot-Ge-
bieten geregeltwerden,wie etwaVeran-
staltungsverbote.
Zuvor hatten bereits mehrere Land-

und Stadtkreise mit sehr hohem In-
fektionsgeschehen einer landesweiten
Regelung vorgegriffenund selbst stren-
gereMaßnahmenangekündigt. So hat-
te Mannheim noch vor der Bekannt-
gabe des Landes am Donnerstag eine
nächtliche Ausgangsbeschränkung
verkündet. Sie trete bereits am Freitag

in Kraft, sagte Oberbürgermeister Pe-
ter Kurz (SPD) gestern. Die Ausgangs-
beschränkung soll zunächst bis zum14.
Dezember zwischen 21 und 5 Uhr gel-
ten. Dann darf man das Haus nur noch
aus „triftigen Gründen“ verlassen. Als
Ausnahmen gelten etwa berufliche Tä-
tigkeiten oder Arztbesuche. Ob ein sol-

cher Grund vorliege, müsse man bei
einer Kontrolle glaubhaft machen kön-
nen. Hier werde imEinzelfall entschie-
den, sagte ein Sprecher der Mannhei-
mer Polizei.
Die Polizei plant in Mannheim mo-

bile und stationäre Kontrollen. Die
Beamten würden eine „sehr hohe Prä-
senzüber die ganzeNacht“ gewährleis-
ten, hieß es. Bei einem Verstoß gegen
die Regelung sei mit einem Bußgeld
zu rechnen. Die Vorgabe gilt laut Stadt
nicht nur fürMannheimer, sondern für
alle, die sichwährend der Ausgangsbe-
schränkung im Stadtgebiet aufhalten.
Zusätzlich treten inMannheimstren-

gereVorgaben für Pflegeheime inKraft.
Diese dürfe man inMannheim künftig
nur nochmit einer FFP2-Maskemit be-
sonders hoher Schutzwirkungbetreten,
sagte Bürgermeister Kurz. Zudem soll

ein Corona-Schnelltest vor dem Betre-
ten verpflichtend werden. Wo Einrich-
tungen die Tests nicht selbst anbieten
und durchführen können, soll man ein
aktuelles Testergebnis mitbringen dür-
fen. Auch für das Pflegepersonal wer-
den FFP2-Masken und wöchentliche
Schnelltests Pflicht. Zudem werden in
Mannheim sämtliche Sportstätten ge-
schlossen, auch für denSchulsport. Alle
nicht religiösen Veranstaltungen wer-
den verboten, es bleiben etwa Demos
und Beerdigungen erlaubt.
Ebenfalls strengereMaßnahmen ha-

ben bereits der Landkreis Tuttlingen
und der Schwarzwald-Baar-Kreis am
Donnerstag angekündigt.Der Schwarz-
wald-Baar-Kreismöchte die Regeln am
Freitag auf einer Pressekonferenz vor-
stellen, in Tuttlingen sollen sie veröf-
fentlicht werden.

Die Landesregierung erlässt harte
Maßnahmen in Corona-Hotspots.
Einwohner dürfen nur aus trifti-
gem Grund das Haus verlassen

Auch in Villingen-Schwenningen treten heute
schärfere Regeln in Kraft. BILD: DPA

Stuttgart – Zehn Jahre grüne Verkehrs-
politik in Baden-Württemberg – und
doch zuwenig in SachenVerkehrswen-
de und neue Mobilität auf den Weg ge-
bracht? Der BaWü-Check der baden-
württembergischen Tageszeitungen
zur Verkehrspolitik im Land, in dem
viele Bürger via Allensbach-Umfrage
ihre Unzufriedenheit zum Ausdruck
gebracht hatten, hat gestern landesweit
Reaktionen ausgelöst.
Die Landtags-Opposition von SPD,

FDP und AfD sprach von einer „ge-
scheitertenVerkehrspolitik“ des grünen
VerkehrsministersWinfried Hermann.
Jochen Haußmann, verkehrspoliti-
scher Sprecher der FDP/DVP-Frak-
tion, sagte: „Der Verkehrsminister ist
mit seiner Politik der Verbote und Er-
ziehungsversuche auf ganzer Linie ge-
scheitert.“ SPD-Fraktionschef Andreas
Stoch bemängelte, dass es Hermann in
zehn Jahren imAmtnicht gelungen sei,
andere Mobilitätsformen zu einer Al-
ternative für das Auto zumachen. „Wir
kommen nur weiter, wenn wir sinnvol-
le Anreize setzen und attraktive Ange-
bote machen. Deshalb brauchen wir
jetzt das 365-Euro-Jahresticket“, sagte
Stoch. AfD-VerkehrsexperteHansPeter
Stauch nannte die Ergebnisse der Um-
frage „wenig überraschend“. „Sie zeigen
klar, dass die von der grün-schwarzen
Landesregierung angestrebte Abschaf-
fung des motorisierten Individualver-
kehrs bei denBürgern aufwenigGegen-
liebe stößt“, so Stauch.
Thomas Dörflinger, Verkehrsexperte

der CDU, sieht die verkehrspolitischen
Ansätze seiner Partei unterdessen be-
stätigt. „Es gibt nicht die eine Lösung,

den einen Verkehrsträger“, sagte Dörf-
linger. „Für die große Mehrheit der
Menschen ist nachwie vor dasAutodas
Verkehrsmittel der Wahl. Das heißt für
uns: Weiter das Angebot imÖPNV aus-
bauen, gleichzeitig brauchen wir aber
auch weiter neue Ortsumfahrungen
und leistungsfähige Straßen.“

Alle müssen an einem Strang ziehen
Dagegen sehen sich die Grünen und
Verkehrsminister Hermann selbst in
ihren Anstrengungen für eine Ver-
kehrswende bestätigt. „Oberstes Ziel
ist es für uns Grüne, Mobilität und Kli-
maschutz in Einklang zu bringen. Das
ist eineDaueraufgabe –unddasBohren
dickerBretter“, sagteGrünen-Verkehrs-
experte Hermino Katzenstein.
WinfriedHermannwies denVorwurf

an seine Partei, die verkehrs- und kli-
mapolitischen Ziele nicht erreicht zu
haben, entschieden zurück. „Von einer
gescheiterten Verkehrspolitik kann
nicht dieRede sein“, sagteHermann. Er

verwies darauf, dass eine umwelt- und
klimafreundliche Mobilität nicht von
der Politik allein erreichtwerdenkönne.
„Das ist nur zu bewältigen, wenn auch
viele Menschen bereit sind, ihr Verhal-
ten zuüberdenkenund zuändern. Poli-
tik allein kann dies nicht leisten.“
„Die Verkehrs-Infrastruktur bun-

desweit und im Land wurde über sehr
lange Zeit vernachlässigt. Dieser Rück-
stand lässt sich nicht in einigen Jahren
aufholen“, sagteHermann.DieZahl der
Fahrzeuge und das Gewicht der Fracht
auf Straßen und Schiene seien gewal-
tig gewachsen. „Wenn man jahrzehn-
telang nicht saniert, dann gibt es auch
jede Menge zu tun“, so der Minister.
Und für viele Bereiche sei zudem das
Land nicht oder nicht allein zuständig.
„Wenn in einem Wohngebiet die Stra-
ße schlecht ist, muss sich die Gemein-
de darum kümmern und nicht der Ver-
kehrsminister“, sagte Hermann.
Das Land habe die jährlichen Mittel

für die Sanierung und den Erhalt der

Straßen und Brücken von 65,6 Millio-
nen Euro im Jahr 2010 auf 183,1 Mil-
lionen Euro im Jahr 2019 erheblich ge-
steigert, der Zustand von Straßen und
Brücken im Land habe sich auch spür-
bar gebessert. Bei der Kritik am schlep-
penden Ausbau des öffentlichen Per-
sonennahverkehrs (ÖPNV) verwies
Hermann auf ein modernes Zugange-
bot und den neuen bw-Tarif. So sei in
derMetropolregion Stuttgart durch die
auch vomLand finanzierte Tarifzonen-
reform das Fahren mit dem ÖPNV um
25 Prozent billiger geworden.

Mehr Geld für den Busverkehr
Der ländliche Raum habe vom Aufbau
der Regiobus-Linien profitiert. „Das
Land hat auch die Mittel für den übri-
gen Busverkehr im Land angehoben
und wird sie weiter erhöhen“, so Her-
mann, der aber auch auf die Verant-
wortung der Kommunen verwies, die
mit diesem Geld für einen attraktiven
Busverkehr mit einem regelmäßigen
Taktfahrplan sorgenmüssten.
Der Umwelt- und Naturschutzbund

BUND verwies darauf, dass es ohne
Mobilitätswende keinen Klimaschutz
gebe. „Über 30 Prozent der Treibhaus-
gas-Emissionen stammen aus dem
Verkehr, seit 1990 können keine Min-
derungen erzielt werden – imGegenteil
steigendie Emissionen sogarweiter an“,
sagte Landesgeschäftsführerin Sylvia
Pilarsky-Grosch. „Auf der anderen Sei-
te ist die Lebenswirklichkeit der Men-
schen imLand immernoch geprägt von
einer jahrzehntelangen Vorrangpolitik
für das Auto, die eine Verhaltensände-
rung schwer macht. Hier umzusteuern
ist eineMarathon-Aufgabe des Landes,
kein kurzer Sprint. Dazu braucht es
einen langenAtem,Mut und viel Geld.“

BaWü-Check löst heftige Debatte aus
➤ Opposition nennt grüne
Verkehrspolitik gescheitert

➤ Minister Hermann weist
die Vorwürfe zurück

VON ULR IKE BÄUERLE IN
ulrike.baeuerlein@suedkurier.de

Verkehrsminister
Winfried Hermann
(Bündnis 90/Die
Grünen) betrachtet
seine Politik nicht als
gescheitert. Er gibt
aber zu: Die Politik
kann die verkehrs-
und klimapolitischen
Ziele nicht allein er-
reichen. BILD: DPA

So berichtete der SÜDKURIER gestern auf
seiner Titelseite über den BaWü-Check.

Christoph
Sonntag.

Der BaWü-Check
Die Tageszei-
tungen in Ba-
den-Württem-
berg wollen es
genau wissen:
Was denken die
Bürger über die
Arbeit der Lan-
desregierung?
Zusammen mit
dem Institut für

Demoskopie Allensbach werden ein-
mal im Monat 1000 Menschen befragt.
Die Ergebnisse werden in 78 Zeitungs-
titeln des Landes mit täglich fast fünf
Millionen Lesern veröffentlicht. Bei den
bisher erschienenen BaWü-Checks
ging es um Bildungs- und Verkehrspoli-
tik und die Arbeit der Minister Susanne
Eisenmann und Winfried Hermann. (sk)

SÜDKURIER

BaWü-
Check

Das lesen Sie zusätzlich online

So denken die Menschen
in Baden-Württemberg über
die Verkehrspolitik im Land:
www.sk.de/10681105
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